
Von Astrid Prange

Jetzt oder nie. Zwei Wochen nach dem
Erdbeben hat in Haiti die entwick-
lungspolitische Stunde der Wahrheit
geschlagen. Die Katastrophe mit über
150 000 Toten hat den Karibikstaat zu
einem Labor für Wiederaufbau, Staats-

bildung und internationale Kooperati-
on gemacht. „Die Haitianer haben jetzt
erstmals die Chance, ihrer eigenen Ge-
schichte zu entfliehen", prophezeit der
ehemalige US-Präsident Bill Clinton,
Gesandter der Vereinten Nationen auf
Haiti. Zum Wiederaufbau gehörten
nicht nur neue Häuser und Straßen,
sondern vor allem das Schaffen von
funktionstüchtigen Regierungsorga-
nen, die es vorher nicht gab.

Die Vision, Haiti in ein Aushän-
geschild für erfolgreiche Armuts-
bekämpfung zu verwandeln, hat die in-
ternationale Gebergemeinschaft: elek-
trisiert. In dem Armenhaus der west-
lichen Welt könnten die USA und die
Vereinten Nationen ihr angespanntes
Verhältnis zurechtrücken und zeigen,
zu welchen Leistungen eine UN-Mis-
sion bei reibungsloser Kooperation fä-

hig ist. Bevölkerung, Regierang und so-

gar die Scharen von Exil-Haitianern
würden von Anfang an in die Planun-

gen einbezogen.
Auch wenn diese Vision recht unrealistisch
erscheinen mag, sie hat bereits zu einem
weltweiten Spendenwettlauf geführt.
Die USA überwiesen binnen einer Wo-
che 70 Millionen US-Dollar Nothilfe,
Japan bewilligte die gleiche Summe für
den langfristigen Wiederaufbau. Brasi-
lien eiste 30 Millionen Dollar an Hilfs-
geldern los und verstärkt die UN-Mis-
sion Minustah zusätzlich um 1300 Sol-
daten. Die EU stellt 130 Millionen Euro

für Nothilfe und 200 Millionen Euro
für den langfristigen Aufbau zur Verfü-

gung, und Saudi-Arabien gewährte mit
50 Millionen Dollar die größte Spende
aus dem ganzen Nahen Osten. Sogar
der Internationale Weltwährungsfonds
erwägt, Haitis Schulden zu erlassen.

Doch so wichtig die Geldströme für
das von Naturkatastrophen gebeutelte
Land auch sind, sie können gefährliche
Auswirkungen haben. „Die Über-
ladung von Hilfe kann auch zum Pro-
blem werden", warnt Eckhard Deut-
scher, Vorsitzender des Entwicklungs-
ausschusses der OECD. Es sei eines der
Grundprobleme der globalen Entwick-
lungszusammenarbeit, dass zu viele
Agenturen unkoordiniert nebeneinan-
der arbeiteten. „Ich appelliere an die
Geber, sich auf ihre eigenen Zusagen
zu besinnen!", sagt Deutscher.

Ute Koczy, entwicklungspolitische
Sprecherin der Grünen im Bundestag,
legt den Finger in die offene Wun-
de: „Die Haitianer müssen sagen, mit
wem sie zusammenarbeiten wollen",
sagt sie und warnt vor einer Überforde-
rung der haitianischen Bevölkerung.
„Wenn die Menschen in Haiti nicht ein-
bezogen werden, klappt der Wieder-
aufbau nicht." Dass Deutschland bei
diesem entwicklungspolitischen Expe-
riment keine führende Rolle einnimmt,
ist in ihren Augen nur konsequent.
Dies, so Koczy, gehöre zur Aufgaben-
teilung in der Gebergemeinschaft.
Die Interessen für das Engagement auf
Haiti sind sehr unterschiedlich. Während
Frankreich mit seinem Einsatz ver-
sucht, das negative Erbe der über hun-
dertjährigen Kolonialzeit von 1697 bis
1804 abzugleichen, positioniert sich

Brasilien, Anführer der UN-Operation
im Land, als regionale Vormacht La-
teinamerikas. Kanada, Heimat von
über 100 000 Exil-Haitianern, will ge-
genüber Washington punkten. Und
US-Präsident Obama hofft darauf, dass
der Hilfeeinsatz das Ansehen der Ver-
einigten Staaten in Lateinamerika ver-
bessert und Flüchtlingsströme Rich-
tung Norden unterbindet.

Die haitianische Regierung scheint
die Gunst der Stunde erkannt zu ha-
ben. Premierminister Jean-Max Belleri-
ve kündigte bei der Geberkonferenz in
Montreal zu Beginn der Woche an,
dass Port-au-Prince das Kommando
beim Wiederaufbau übernehmen wol-
le. „Wir arbeiten unter verschärften Be-
dingungen, aber wir können die Füh-
rungsrolle ausfüllen, die man von uns
erwartet", ließ er die 14 versammelten
Geberländer wissen und forderte rund
drei Milliarden Dollar für Infrastruktur.

Die Koordination ist ein echter poli-
tischer Kraftakt. Denn Haiti wird nach
Einschätzung der Uno mindestens
zehn Jahre auf internationale Unter-
stützung angewiesen sein. „Wenn Poli-
tiker und Eliten des Landes jetzt einen
Sozialpakt schließen und das Gemein-
wohl in den Vordergrund stellen, dann
überwindet das Land die Tragödie", er-
klärt Ricardo Seitenfus, Vertreter der
Organisation Amerikanischer Staaten
auf Haiti. Alle acht ausländischen Inter-
ventionen seit 1990 seien auf politische
Probleme im Land zurückzuführen.
Das Misstrauen sitzt tief. „Wir wollen
Arbeit und keine Almosen", forderten
zu Beginn der Woche protestierende
Haitianer vor dem provisorischen Re-
gierungssitz von Staatspräsident Rene
Préval. Das entwicklungspolitische Ex-
periment Haiti hat begonnen.
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